
Amtliche Bekanntmachungen

Erste Nachtragshaushaltssatzung des Landkreises 
Sonneberg für das Haushaltsjahr 2024

Gemäß §§ 114 i.V.m. 60 Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) erlässt 
der Landkreis Sonneberg folgende Nachtragshaushaltssatzung

§ 1
Der als Anlage beigefügte Nachtragshaushaltsplan wird hiermit festgesetzt; dadurch werden

erhöht um
(EUR)

vermindert um
(EUR)

und damit der Gesamtbetrag des Haus-
haltsplanes einschl. der Nachträge

gegenüber bisher 
(EUR)

auf nunmehr (EUR)
verändert

a) im Verwaltungshaushalt
die Einnahmen
die Ausgaben

�
3.158.052
3.158.052

�
-
-

�
98.734.399
98.734.399

�
101.892.451
101.892.451

b) im Vermögenshaushalt
die Einnahmen
die Ausgaben

�
2.884.011
2.884.011

�
-
-

�
11.175.181
11.175.181

�
14.059.192
14.059.192

§ 2
Diese Nachtragshaushaltssatzung tritt mit Wirkung von 01.01.2024 in Kraft.
Sonneberg, den 16. Dezember 2024

Robert Sesselmann �  (Siegel)
Landrat des Landkreises Sonneberg

20. Dezember 2024
35. Jahrgang

Ausgabe 11/2024

Amtsblatt
des Landkreises Sonneberg

Impressum

Herausgeber: Landkreis Sonneberg, Bahnhofstraße 66, 96515 Sonneberg – vertreten durch den Landrat 
Redaktion:Landratsamt Sonneberg, Pressestelle (Telefon: 03675 871-560, E-Mail: pressestelle@lkson.de)
Für unverlangt eingesandte Manuskripte wird keine Verantwortung übernommen. Rücksendungen erfolgen nicht. Für die sachliche Richtig-
keit von Informationen der Zweckverbände oder sonstiger öffentlicher Institutionen und weiterer Verbände zeichnen diese selbst verantwort-
lich. Für Schäden, die durch Druckfehler, fehlerhafte oder unterbliebene Einträge entstehen, wird nicht gehaftet. 
Verlag: LINUS WITTICH Medien KG, In den Folgen 43, 98693 Ilmenau
Gedruckte Auflage: 500 Exemplare 
Erscheinungsweise: Das Amtsblatt des Landkreises Sonneberg erscheint in der Regel monatlich. 
Bezugsmöglichkeiten: Das Amtsblatt des Landkreises Sonneberg wird elektronisch im Internet auf www.kreis-sonneberg.de veröffentlicht. 
Das dort eingestellte elektronische PDF-Dokument ist die amtlich verkündete Fassung. Die Nutzung des elektronischen Dokuments ist kos-
tenfrei.
Das Amtsblatt kann im Einzelbezug oder im Abonnement auf Selbstkostenbasis beim Verlag bezogen werden. 
Kontakt: LINUS WITTICH Medien KG, Telefon: 03677/205031, E-Mail: t.brauer@wittich-langewiesen.de
Darüber hinaus werden im Landratsamt Sonneberg kostenfreie Papierausgaben des Kreisamtsblattes zur Mitnahme ausgelegt und auch die 
kreisangehörigen Städte und Gemeinden erhalten Freiexemplare mit der Bitte um Auslage in den Rathäusern.  Ergänzend ist für interessierte 
Bürger die Einsicht bzw. der Ausdruck des Kreisamtsblatts während der behördlichen Öffnungszeiten des Landratsamtes möglich.
Öffnungszeiten Landratsamt Sonneberg (Bahnhofstraße 66, 96515 Sonneberg):  Montag bis Freitag 8:00 bis 12:00 Uhr, Dienstag 14:00 
bis 16:00 Uhr, Donnerstag 14:00 bis 17:30 Uhr

Inhaltsverzeichnis

Erste Nachtragshaushaltssatzung des Landkreises 
Sonneberg für das Haushaltsjahr 2024 ��������������������������������������  1
Beschluss und Genehmigungsvermerk zur 1. 
Nachtragshaushaltssatzung 2024 des Landkreises 
Sonneberg ���������������������������������������������������������������������������������������������������������������  2

Allgemeine Vorschrift des Landkreises Sonneberg 
über die Festsetzung des Deutschlandtickets als 
Höchsttarif im öffentlichen Personennahverkehr���������������  2
Nachruf für Dr. med. Hartmut Frey ��������������������������������������������������  6



	 - 2 -�

	 Amtsblatt des Landkreises Sonneberg�

Beschluss und Genehmigungsvermerk zur  
1. Nachtragshaushaltssatzung 2024 des Landkreises Sonneberg

In der Kreistagssitzung vom 12.12.2024 wurde die 1. 
Nachtragshaushaltssatzung 2024 des Landkreises Son-
neberg beschlossen. Mit Schreiben vom 13.12.2024 teilte 
das Thüringer Landesverwaltungsamt mit, dass sich im 
Rahmen der Prüfung keine Beanstandungen ergeben 
hätten und die Satzung damit ausgefertigt und öffentlich 
bekannt gemacht werden kann.
Die Satzung wurde unter dem 16.12.2024 ausgefertigt.

Hinweise
Nach § 57 Abs. 3 Satz 2 ThürKO ist gleichzeitig mit der 
öffentlichen Bekanntmachung der Haushaltssatzung der 
Haushaltsplan zwei Wochen lang öffentlich auszulegen 
und bis zur Entlastung und Beschlussfassung über die 
Jahresrechnung dieses Haushaltsjahres nach § 80 Abs. 
3 Satz 1 ThürKO zur Einsichtnahme zur Verfügung zu hal-
ten.
Die 1. Nachtragshaushaltssatzung 2024 des Landkreises 
Sonneberg und der Nachtrags-Haushaltsplan 2024 lie-
gen bis 31.01.2024 im Dienstgebäude des Landratsamtes 
Sonneberg, Bahnhofstraße 66, 96515 Sonneberg, Zim-

mer 237 während der Öffnungszeiten des Landratsamtes 
Sonneberg zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus. 
Der Haushaltsplan wird bis zur Beschlussfassung über 
die Jahresrechnung des Haushaltsjahres 2024 zur Ein-
sichtnahme bereit gehalten.
Außerdem kann die Haushaltssatzung nebst Haushalts-
plan auf der Internetseite des Landkreises Sonneberg ein-
gesehen werden.
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften, die nicht die Genehmigung, die Aus-
fertigung und diese Bekanntmachung betreffen, können 
gegenüber dem Landkreis Sonneberg schriftlich, unter 
Angabe der Gründe, geltend gemacht werden. Werden 
solche nicht innerhalb einer Frist von einem Jahr nach 
dieser Bekanntmachung geltend gemacht, so sind die 
Verstöße unbeachtlich.

Sonneberg, den 16.12.2024

Sesselmann
Landrat

Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 des Landkreises Sonneberg ​​​​​​​über die Festsetzung des 

Deutschlandtickets als Höchsttarif im öffentlichen Personennahverkehr
Präambel

Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, ein digi-
tales, deutschlandweit gültiges „Deutschlandticket“ für 
den öffentlichen Personennahverkehr einzuführen. Die 
Einführung des Deutschlandtickets ist zum 1. Mai 2023 
erfolgt. In der Umsetzung arbeiten Bund, Länder, kommu-
nale Spitzenverbände und Unternehmensverbände eng 
zusammen. Bund und Länder stellen für das Deutsch-
landticket ab 2023 jeweils 1,5 Milliarden Euro jährlich zur 
Verfügung. Hierzu passt der Bund das Regionalisierungs-
gesetz (RegG) an. Bund und Länder haben sich weiterhin 
darauf verständigt, dass die notwendige Auskömmlichkeit 
des Tarifs für das Deutschlandticket gewährleistet wird. 
Etwaige Mehrkosten, die den Unternehmen entstehen, 
werden vom Bund und Ländern getragen. Auch in den 
Folgejahren wollen Bund und Länder gemeinsam verein-
baren, wie die Finanzierung durch Ticketeinnahmen und 
Zuschüsse sichergestellt wird. Aus diesem Grund hat der 
Freistaat Thüringen das Thüringer Gesetz über den Öf-
fentlichen Personennahverkehr (ThürÖPNVG) geändert 
und sich verpflichtet den entsprechenden Mehraufwand 
zu tragen.
Das bundesweit gültige Deutschlandticket ermöglicht den 
Fahrgästen mit einem einfachen und günstigen Angebot 
die Nutzung des ÖPNV und stellt einen Baustein für einen 
attraktiven ÖPNV dar. Daneben soll mit dem von Bund 
und Ländern noch zu erarbeitenden Ausbau- und Moder-
nisierungspakt auch das verkehrliche Angebot weiterent-
wickelt werden.
Auf dieser Grundlage haben Bund und Länder im Rah-
men von Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeck-
ter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im 
Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2025 
aus Bundes- und Landesmitteln vom 07. Oktober 2024 in 

der Anlage 2 (im Folgenden: Muster-Richtlinien Deutsch-
landticket 2025) Maßstäbe zur einheitlichen Ermittlung 
des mit der Einführung des Deutschlandtickets verbunde-
nen Ausgleichs abgestimmt. Die Muster-Richtlinien regeln 
die Ausreichung dieser Finanzmittel durch die Länder an 
die Aufgabenträger und Aufgabenträgerorganisationen 
des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) sowie des 
öffentlichen Straßenpersonennahverkehrs (StPNV). Die 
Muster-Richtlinien sind von den Ländern jeweils noch auf 
die konkreten Verhältnisse vor Ort anzupassen und um-
zusetzen. Die wesentlichen Teile der bundesweit abge-
stimmten Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2025 sind 
verbindlich und bundesweit einheitlich umzusetzen.
Den Aufgabenträgern obliegt es, auf dieser Basis den 
Ausgleich der Auswirkungen des Deutschlandtickets im 
Verhältnis zu den Unternehmen des SPNV und des St-
PNV nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
im Rahmen öffentlicher Dienstleistungsaufträge oder all-
gemeiner Vorschriften zu regeln.
Um eine Umsetzung des Deutschlandtickets im StPNV in 
seinem Zuständigkeitsgebiet sowie eine rechtskonforme 
Finanzierung hierfür zu gewährleisten, erlässt der Land-
kreis Sonneberg vor diesem Hintergrund eine allgemeine 
Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 in Form einer Allgemeinverfügung. Die all-
gemeine Vorschrift regelt rechtsverbindlich die gemein-
wirtschaftliche Verpflichtung der im Zuständigkeitsgebiet 
des Landkreises Sonneberg tätigen Unternehmen des 
StPNV zur Anerkennung des Deutschlandtickets sowie 
einen Ausgleich der hierdurch entstehenden finanziellen 
Nachteile unter Bezugnahme auf die Muster-Richtlinien 
Deutschlandticket 2025. Hierdurch werden die Vorgaben 
des RegG bezogen auf das Zuständigkeitsgebiet des 
Landkreises Sonneberg umgesetzt.
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Der finanzielle Ausgleich erfolgt nach Nr. 2 Muster-
Richtlinien Deutschlandticket 2025 in der Form von Bil-
ligkeitsleistungen an Unternehmen in Thüringen, deren 
Ausgaben im Jahr 2025 aufgrund der Anerkennung des 
Deutschlandtickets durch den Rückgang der Fahrgeld-
einnahmen oder Ausgleichszahlungen aus allgemeinen 
Vorschriften im Vergleich zum Referenzzeitraum des Jah-
res 2019 nicht durch Einnahmen aus Fahrgeldern und 
vor dem 1. Mai 2023 geregelten und nicht die Umsetzung 
des Deutschlandtickets betreffenden Ausgleichszahlun-
gen nach der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 oder aus 
allgemeinen Vorschriften im Sinne von Art. 3 Abs. 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gedeckt werden können.

1. Rechtsgrundlagen
Auf Grundlage von § 8 Abs. 3 und § 8a Abs. 1 Sätze 
2 und 3 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG), 
§ 3 und 9 Abs. 1 des Thüringer Gesetzes über den 
öffentlichen Personennahverkehr (ThürÖPNVG), § 
19 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung 
(Thüringer Kommunalordnung - ThürKO -) sowie Art. 
3 Abs. 2 in Verbindung mit Art. 2 Buchstabe l) der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erlässt der Landkreis 
Sonneberg die nachfolgende allgemeine Vorschrift 
zur Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchstta-
rif im öffentlichen Personennahverkehr nach § 1 Abs. 
2 ThürÖPNVG und zur Gewährung von Ausgleichs-
leistungen für finanzielle Nachteile im Zusammen-
hang mit der Beförderung von Fahrgästen mit einem 
Deutschlandticket.

2. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung
2.1 Alle Unternehmen, die im Geltungsbereich die-

ser allgemeinen Vorschrift (dazu Ziffer 2.2) öf-
fentliche Personenverkehrsdienste im StPNV 
erbringen, sind verpflichtet, während der Laufzeit 
dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Ziffer 9) das 
Deutschlandticket im Sinne des § 9 Abs. 1 des 
Regionalisierungsgesetzes (RegG) als Höchstta-
rif im Sinne des Art. 3 Abs. 2 Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 gemäß den Vorgaben dieser allge-
meinen Vorschrift entsprechend Ziffern 2.1 und 
2.2 anzuerkennen (im Folgenden „Tarifanerken-
nung“ bzw. „Tarifanerkennungspflicht“) und zu 
kontrollieren.
Die Tarifanerkennung beinhaltet die Beförderung 
von Fahrgästen mit einem gültigen Deutsch-
landticket zu den bundesweit einheitlich gelten-
den Tarifbedingungen gemäß den Tarifbestim-
mungen Deutschlandticket in der jeweils gültigen 
Fassung (Anlage 1), ohne dass den Fahrgästen 
hierfür zusätzliche Kosten entstehen. Die Unter-
nehmen sind im Zusammenhang mit der Aner-
kennung des Deutschlandtickets zudem nach Nr. 
4 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket be-
rechtigt und verpflichtet, an der bundesweit abge-
stimmten Einnahmeaufteilung für das Deutsch-
landticket für das Jahr 2025 teilzunehmen, die 
hierfür erforderlichen Daten bereitzustellen, be-
stehende Einnahmenansprüche vollumfänglich 
geltend zu machen und ggf. diese Ansprüche 
überschießende Einnahmen abzugeben gemäß 
dem Beschluss für ein bundesweites Clearing-
verfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus 
dem Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger 
Modellansatzes in der jeweils geltenden Fassung 
(Regelungen zur Einnahmeaufteilung) (Anlage 4). 
Soweit ein Unternehmen Verkehrsleistungen im 
SPNV oder ÖPNV auch in den Bezirken anderer

Aufgabenträger erbringt, gilt die Verpflichtung 
nach dem vorstehenden Satz für das Unterneh-
men, wenn das Unternehmen im Verhältnis zu 
diesen anderen Aufgabenträgern ebenfalls einen 
Ausgleichsanspruch erwirbt, der dem Anspruch 
nach dieser Allgemeinen Vorschrift und den Vor-
gaben der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 
2025 entspricht, und wenn der Aufgabenträger 
eine entsprechende Verpflichtung bzgl. der bun-
desweit abgestimmten Einnahmeaufteilung auch 
für alle anderen in seinem Zuständigkeitsbereich 
tätigen Unternehmen schafft, die Ausgleichszah-
lungen nach den Muster-Richtlinien Deutsch-
landticket 2025 erhalten.
Die Unternehmen sind zudem verpflichtet, Be-
förderungsbedingungen des Deutschlandtickets 
aufzustellen und zu veröffentlichen und, wenn 
und soweit im Zusammenhang mit der Tarifan-
erkennung erforderlich, Tarifgenehmigungsan-
träge für das Deutschlandticket selbst zu stellen 
und/oder bei entsprechenden Tarifanträgen Drit-
ter mitzuwirken und keine Einwände hiergegen 
vorzubringen. Sie haben in dem ihnen mögli-
chen, erforderlichen und zumutbaren Umfang 
an der bundesweit einheitlichen Umsetzung des 
Deutschlandtickets mitzuwirken.
Die Umsetzung des Deutschlandtickets entspre-
chend den bundesweit abgestimmten Kontroll-
merkmalen ist technisch unter Einsatz entspre-
chender Kontrollgeräte zu gewährleisten; die 
bundesweit abgestimmten Eckpunkte zur Kon-
trolle des Deutschlandtickets sind einzuhalten 
(Anlage 3).
Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vor-
schrift erstreckt sich geografisch auf das ge-
samte Gebiet, für das der Landkreis Sonneberg 
- unter Berücksichtigung von bestehenden Rege-
lungen zur Übertragung von Zuständigkeiten mit 
benachbarten zuständigen Behörden - die Be-
fugnis als zuständige Einrichtung im Sinne des 
Art. 2 Buchstabe b) a.E. der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 für den ÖPNV innehat.

3. Verhältnis zu Regelungen öffentlicher Dienstleis-
tungsaufträge und allgemeiner Vorschriften
Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allge-
meinen öffentlichen Personenverkehr auf Grundlage 
öffentlicher Dienstleistungsaufträge (gemeinwirt-
schaftliche Verkehrsdienste) oder einer allgemeinen 
Vorschrift (eigenwirtschaftlicher Verkehr) erbracht 
werden, gelten die Regelungen dieses öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags/der allgemeinen Vorschrift 
einschließlich etwaiger Ergänzungen und/oder Nach-
träge im Grundsatz vorrangig vor den Regelungen 
dieser allgemeinen Vorschrift. Dies gilt in Bezug auf 
die Pflicht zur Tarifanerkennung und die hierfür zu 
gewährenden Ausgleichsleistungen nur insoweit, wie 
der jeweilige öffentliche Dienstleistungsauftrag /die 
allgemeine Vorschrift eine entsprechende Pflicht zur 
Anerkennung des Deutschlandtickets und die hier-
für zu gewährenden Ausgleichsleistungen enthält; im 
Übrigen ergibt sich die Tarifanerkennungspflicht ein-
schließlich der hierfür zu gewährenden Ausgleichs-
leistungen aus dieser allgemeinen Vorschrift.

4. Ex ante-Ausgleich
4.1 Die Unternehmen haben nach Maßgabe dieser 

allgemeinen Vorschrift Anspruch auf Ausgleichs-
leistungen für die ihnen durch die Anerkennung
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des Deutschlandtickets entstehenden finanziel-
len Nachteile. Die finanziellen Nachteile ergeben 
sich dabei aus einer Gegenüberstellung der Si-
tuation mit Anerkennung des Deutschlandtickets 
(„Mit-Fall“) und der Situation mit Anwendung der 
bis dahin geltenden Tarife („Ohne-Fall“) unter 
Berücksichtigung sämtlicher hiermit jeweils ver-
bundenen positiven und negativen Effekte. Bei 
der Gegenüberstellung sind die nachfolgenden 
Grundsätze zu beachten; die Einzelheiten sind 
bei Bedarf im Rahmen des jeweils zugrunde 
liegenden öffentlichen Dienstleistungsauftrags 
oder einer Umsetzungsvereinbarung, die vom 
Landkreis Sonneberg mit den dieser allgemeinen 
Vorschrift unterworfenen Unternehmen abge-
schlossen werden können, nach diesen Grund-
sätzen zu regeln.

4.2 Bei der Finanzierungsart handelt es sich um ei-
nen vollständigen Ausgleich in Höhe von 100 % 
der ausgleichsfähigen nicht gedeckten Ausgaben.

4.3 In Bezug auf die Ermittlung der Höhe des ex an-
te-Ausgleichs gelten die Nrn. 5.4.1 bis 5.4.7 der 
Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2025 für 
das Jahr 2025.

4.4 Zusätzlich ggf. auszugleichen ist ein Rückgang 
des ex ante-Ausgleichs aus einem öffentlichen 
Dienstleistungsauftrag, der darauf beruht, dass 
die dem Aufgabenträger zustehenden Fahrgelder-
löse durch das Deutschlandticket rückläufig sind 
(Schaden aus Anreizsystem im Bruttovertrag).

4.5 Für vollständig neu eingeführte verkehrliche An-
gebote, für die keine Referenzwerte des Jahres 
2019 ermittelt werden können, ist zur Ermittlung 
der Soll-Einnahmen ausnahmsweise die Nut-
zung von Ist-Daten des Jahres 2023 zulässig. 
Sofern keine Werte aus den Vorjahren bestehen, 
sind validierte Prognosedaten zulässig. Diese 
Prognosedaten müssen unter Berücksichtigung 
der tatsächlichen Ist-Daten zur Nutzung mit dem 
Deutschlandticket und der preislichen Elastizität 
beim Nachweisverfahren validiert werden.

4.6 Bestehende Ausgleichsregelungen für sonsti-
ge Tarifmaßnahmen bleiben unberührt. Dies gilt 
insbesondere für den gesetzlichen Ausgleichs-
anspruch nach den §§ 228 ff. SGB IX. Dies gilt 
gleichermaßen auch für weitere bestehende 
Tarifvorgaben und darauf bezogene Ausgleichs-
regelungen des Landkreises Sonneberg oder 
Dritter, die für das Unternehmen Geltung bean-
spruchen.

4.7 Bestehen mehrere Ausgleichsregelungen ne-
beneinander, insbesondere bei Tarifvorgaben im 
Rahmen verschiedener allgemeiner Vorschriften, 
ist sicherzustellen, dass ein ex ante-Ausgleich 
für dieselbe Tarifvorgabe nicht mehrfach gewährt 
wird. Hierzu sind die jeweiligen Tarifvorgaben 
und der hierfür gewährte ex ante-Ausgleich im 
Rahmen der Nachweisführung (dazu Ziffer 6) je-
weils getrennt und nachvollziehbar darzustellen.
1) Soweit öffentliche Personenverkehrs-

dienste im StPNV auf Grundlage öffentli-
cher Dienstleistungsaufträge oder einer 
allgemeinen Vorschrift erbracht werden, 
ermittelt sich der ex ante-Ausgleich für 
alle Höchsttarife sequenziell gemäß der 
folgenden Erlöspositionen: Ermittlung der 
Erlöse auf Grundlage des bestehenden öf-
fentlichen Dienstleistungsvertrages.

2) Ausgleichszahlungen aus gesetzlichen Ta-
rifvorgaben (z.B. § 45a PBefG und gemäß 
§ 228 SGB IX)

3) Ausgleichsbetrag aus allgemeiner Vor-
schrift Deutschlandticket, abzüglich der 
Ausgleichszahlungen für die Erfüllung der 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen 
aus einem öffentlichen Dienstleistungsauf-
trag aus dem Vorjahr

4) Ermittlung des Ausgleichs für die Anwen-
dung des Jedermann-Höchsttarifs als letz-
ter sequenzieller Prüfungsschritt

4.8 Der Landkreis Sonneberg kann künftig auch zu-
sätzliche Tarifvorgaben und Ausgleichsregelun-
gen zur Anwendung des Deutschlandticket tref-
fen.

5. Vermeidung einer Überkompensation (Ex post-
Kontrolle)
5.1 Für die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts 

gemäß Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 bzw. der 
Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2025 ist 
eine Aufstellung aller Auswirkungen auf die Kos-
ten und Einnahmen vorzunehmen und der Aus-
gleich auf den Wert des finanziellen Nettoeffekts 
zu begrenzen.
5.1.1 In Bezug auf die Kosten gilt: Kosten im Zu-

sammenhang mit der Anerkennung des 
Deutschlandtickets können nach Maßgabe 
der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 
2025 berücksichtigt werden. Bestehende 
Regelungen in öffentlichen Dienstleis-
tungsaufträgen bleiben unberührt.

5.1.2 In Bezug auf die Ermittlung der Erträge 
gilt: Das Unternehmen ist zur Anwendung 
des bundesweites Clearingverfahren zur 
Zuscheidung der Einnahmen aus dem 
Deutschlandticket auf Basis des „Leipzi-
ger Modellansatzes in der jeweils gültigen 
Fassung (Anlage 4) verpflichtet. Die Aus-
gleichsleistungen nach dieser allgemeinen 
Vorschrift dürfen nicht zu einer Überkom-
pensation im Sinne des Anhangs der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007 führen.

5.2 Die ex post-Kontrolle wird wie folgt gewährleistet:
5.2.1 Im Falle eines direkt vergebenen öffentli-

chen Dienstleistungsauftrages zur Erbrin-
gung von StPNV-Leistungen erfolgt die ex 
post-Kontrolle nach Maßgabe des jeweili-
gen öffentlichen Dienstleistungsauftrags. 
Die Ausgleichsleistung darf den finanziel-
len Nettoeffekt aus der Tarifanwendung/-
anerkennung des Deutschlandtickets 
nach Ziffer 4.1 i. S. von Ziffer 4.2 nicht 
übersteigen. In Bezug auf die Gegenüber-
stellung der Tarifeinnahmen und Kosten 
gemäß Ziffern 4.1 und 4.2 wird eine Über-
kompensation über die Regelungen der 
Nrn. 5.4.1 bis 5.4.7 der Muster-Richtlinien 
Deutschlandticket 2025 zur Ermittlung der 
Differenz der Tarifeinnahmen und zu den 
ansetzbaren Kosten bzw. anzurechnen-
den Einsparungen, über die Vorgaben zur 
vollständigen Transparenz über die Daten 
und die Grundlagen der Kalkulation des 
Unternehmers ausgeschlossen. Kosten 
werden der ex post-Kontrolle nur unter-
worfen, wenn sie zusätzlich als Ausgleich 



	 - 5 -�

	 Amtsblatt des Landkreises Sonneberg�

nach Ziffer 5.1.2 geltend gemacht werden 
bzw. aufgrund der gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtung entfallen (siehe auch Nr. 6.1 
der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 
2025).

5.2.2 Neben der Ausgleichsleistung nach dieser 
allgemeinen Vorschrift wird ein etwaiger 
Bonus für die Übererfüllung der Soll-Erlö-
se um den Wert gekürzt, der auf die Tari-
feinnahmen nach dem Deutschland-Ticket 
bzw. der hierfür gewährten Ausgleichsleis-
tungen zurückzuführen ist.

5.3 Wird eine Überkompensation festgestellt, hat das 
Unternehmen den überkompensierenden Be-
trag zur Vermeidung einer unzulässigen Beihilfe 
einschließlich Zinsen ab dem Eintritt der Über-
kompensation nach Maßgabe des jeweiligen öf-
fentlichen Dienstleistungsauftrags bzw. der allge-
meinen Vorschrift zurückzuzahlen. Hilfsweise hat 
die Verzinsung entsprechend der Bekanntma-
chung der Kommission über die Rückforderung 
rechtswidriger und mit dem Binnenmarkt unver-
einbarer staatlicher Beihilfen (2019/C 247/01) zu 
erfolgen. Im Fall der Rücknahme oder des Wi-
derrufs für die Vergangenheit entsteht der Erstat-
tungsanspruch in dem im Rücknahme- oder Wi-
derrufsbescheid anzugebenden Zeitpunkt. Das 
ist regelmäßig der Tag, an dem die zur Rücknah-
me oder zum Widerruf führende Umstände ein-
getreten sind. Bei Eintritt einer auflösenden Be-
dingung entsteht der Rückzahlungsanspruch im 
Zeitpunkt der Auszahlung der Zuwendung.

6. Darlegungs- und Nachweispflichten
6.1 Das Unternehmen trägt die Darlegungs- und 

Nachweispflicht für sämtliche in dieser allgemei-
nen Vorschrift geregelten Voraussetzungen und 
Anforderungen an die Gewährung des ex ante-
Ausgleichs. Es ist verpflichtet, sämtliche für die 
Durchführung dieser allgemeinen Vorschrift er-
forderlichen Angaben vollständig und wahrheits-
gemäß zu machen. Dies gilt insbesondere auch 
für die Erstellung der Prognoserechnung gemäß 
Ziffer 7.2.

6.2 Die Unternehmen sind verpflichtet, dass sicher-
gestellt wird, dass gemäß Nr. 6.3 der Muster-
Richtlinien Deutschlandticket 2025 und der An-
lage 4 die Fahrausweisverkäufe an die von der 
Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband Deut-
scher Verkehrsunternehmen e.V., der Deutsch-
landtarifverbund GmbH, dem Bundesverband 
Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem 
Bundesverband SchienenNahverkehr e.V. gebil-
dete EAV-Clearingstelle gemeldet werden.

6.3 Die Empfänger sind verpflichtet die in Ziffer 6.4 
der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2025 
geforderten Daten und Unterlagen bis zum 
31.03.27 nachzuweisen:

6.4 Der Landkreis Sonneberg kann vom Unterneh-
men die Vorlage weiterer Angaben und Nach-
weise verlangen, soweit dies zur Erfüllung der 
Nachweispflichten nach den Muster-Richtlinien 
Deutschlandticket 2025 oder insbesondere auf-
grund von bestandskräftigen Entscheidungen 
der EU-Kommission oder des Rechnungshofes 
erforderlich ist. Werden die unter Ziffer 6.3 ge-
nannten sowie ggf. darüber hinaus die gemäß 
Satz 1 geforderten Unterlagen und Nachweise

nicht fristgerecht vorgelegt, kann der ex ante-
Ausgleich für das jeweils abzurechnende Jahr 
ganz oder teilweise versagt werden. Bereits ge-
leistete Abschlagszahlungen sind insoweit zu-
rückzuzahlen.

6.5 Der Landkreis Sonneberg kann die von dem Un-
ternehmen nach Maßgabe dieser allgemeinen 
Vorschrift beizubringenden Daten, Nachweise, 
Kalkulationen, Testate oder ähnliches selbst oder 
durch einen von ihm bestimmten, zur Verschwie-
genheit verpflichteten Dritten prüfen lassen. Das 
Unternehmen ist verpflichtet, auf entsprechen-
des Verlangen Einblick in die hierfür notwendi-
gen Unterlagen zu gewähren.

6.6 Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbei-
tung von Betriebs-, Geschäfts- sowie ggf. perso-
nenbezogenen Daten werden die jeweils gelten-
den rechtlichen Vorgaben beachtet. Sofern die 
Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2025 dies-
bezüglich weitergehende Vorgaben trifft, werden 
diese ebenfalls umgesetzt. Bei Bedarf werden 
hierzu entsprechende Vereinbarungen zwischen 
Unternehmen und dem Landkreis Sonneberg 
getroffen. Gleiches gilt in Bezug auf die Aufbe-
wahrung der zugrunde liegenden Unterlagen und 
Daten sowie für die hierfür geltenden Fristen.

6.7 Es handelt sich den Angaben um subventionser-
hebliche Tatsachen i. S. von § 264 StGB. Nach 
dieser Vorschrift ist Subventionsbetrug strafbar.

6.8 Die Bestimmungen des jeweiligen Zuwendungs-
bescheides des Freistaates Thüringen werden 
verbindlicher Bestandteil dieser Allgemeinen 
Vorschrift.

7. Abwicklung des ex ante-Ausgleichs, Abschlags-
zahlungen
7.1 Soweit in dem jeweiligen öffentlichen Dienstleis-

tungsauftrag oder der Umsetzungsvereinbarung 
keine entsprechende Regelung getroffen wird, 
gewährt der Landkreis Sonneberg dem Unter-
nehmen Abschlagszahlungen auf Grundlage der 
Prognoserechnungen gemäß Ziffer 7.2 für die 
aufgrund der Einführung des Deutschlandtickets 
zu erwartenden Mindereinnahmen entsprechend 
des landesrechtlichen Vorschriften in mehreren 
Teilzahlungen.

7.2 Zur Ermittlung der Höhe der Abschlagszah-
lungen gemäß Ziffer 7.1 bezogen auf das Jahr 
2025 erstellt der Landkreis Sonneberg eine Pro-
gnoserechnung auf der Grundlage der von den 
Verkehrsunternehmen bereitgestellten Daten 
gegenüber dem Freistaat aufgrund der landes-
rechtlichen Vorschriften. Der Landkreis Sonne-
berg entscheidet auf dieser Basis über eine er-
forderliche Anpassung der Abschlagszahlungen. 
Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, die 
für die Prognoserechnung notwendigen Daten 
rechtzeitig zur Verfügung zu stellen.

7.3 Die endgültige Ermittlung des ex ante-Ausgleichs 
nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift er-
folgt unter Berücksichtigung der Abschlagszah-
lungen nach Ziffer 7.1. Dies beinhaltet auch eine 
Regelung zu Nachzahlungen bzw. zum Umgang 
mit Überzahlungen (Rückerstattung oder Ver-
rechnung) einschließlich etwaiger Verzinsungen.
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8. Veröffentlichung nach Art. 7 Abs. 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007
8.1 Der Landkreis Sonneberg ist über den auf Grund-

lage dieser allgemeinen Vorschrift gewährten ex 
ante-Ausgleich berichtspflichtig gemäß Art. 7 
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. So-
weit ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag be-
steht, ist der ex ante-Ausgleich nach Maßgabe 
dieser allgemeinen Vorschrift Bestandteil des ex 
ante-Ausgleichs auf Grundlage des jeweiligen 
öffentlichen Dienstleistungsauftrags; sie werden 
somit gesamthaft zusammen mit dem ex ante-
Ausgleich dieses öffentlichen Dienstleistungsauf-
trags im Rahmen des Berichts nach Art. 7 Abs.1 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 dargestellt.

8.2 Sofern dies für die Gewährleistung der Berichts-
pflicht nach Art. 7 Abs.1 Satz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist, können Da-
ten, die im Zusammenhang mit dieser allgemei-
nen Vorschrift stehen, auch nachträglich von den 
Unternehmen eingefordert werden. Unterneh-
men, denen ein ex ante-Ausgleich aufgrund die-
ser allgemeinen Vorschrift gewährt wird, können 
sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. die 
Geheimhaltung der von ihnen gemachten Anga-
ben berufen.

9. Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außerkrafttre-
ten
9.1 Diese allgemeine Vorschrift wird nach ihrer Ver-

abschiedung durch den Kreistag öffentlich be-
kannt gemacht. Sie tritt am 01.01.2025 in Kraft.

9.2 Diese allgemeine Vorschrift tritt am 31.12.2025 
außer Kraft. Sie kann durch allgemeine Vorschrift 
verlängert, geändert oder aufgehoben werden.

Der Landkreis Sonneberg kann diese allgemeine Vor-
schrift und die damit verbundene Pflicht zur Anerken-
nung des Deutschlandtickets außer Kraft setzen, ins-
besondere wenn der Bund oder das Land Thüringen 
keine ausreichende Unterstützung des Deutschlandti-
ckets mehr sicherstellt, um die auf Basis der allge-
meinen Vorschrift bestehenden Ausgleichsansprüche 
vollumfänglich zu befriedigen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach der öffentlichen Bekanntgabe Widerspruch 
beim Landratsamt Sonneberg, Bahnhofstraße 66, 96515 
Sonneberg, erhoben werden.

Hinweis:
Nach § 41 Abs. 4, S.1 Thüringer Verwaltungsverfah-
rensgesetz (ThürVwVfG) ist nur der verfügende Teil der 
Allgemeinverfügung öffentlich bekannt zu machen. Die 
Anlagen 1 bis 4 dieser Allgemeinverfügung können im 
Landratsamt Sonneberg, nach Vereinbarung eines Ter-
mins eingesehen werden.
Sonneberg, den 16.12.24

Robert Sesselmann � Siegel
Landrat

Nachruf
Mit

Herrn Dr. med. Hartmut Frey

schied vor kurzem ein höchst verdienstvoller Mediziner unserer Region aus dem Leben.

Wir trauern um eine allseits geachtete Persönlichkeit, die dem Landkreis Sonneberg im Bereich des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes stets ein überaus verlässlicher und kompetenter Partner war.

Dr. med. Hartmut Frey war über 30 Jahre lang als Klinikarzt in den MEDINOS-Kliniken des Landkreises 
Sonneberg tätig, davon 16 Jahre als Oberarzt. Nach dem Ausscheiden aus dem aktiven Berufsleben 

unterstützte er den Landkreis Sonneberg als Honorararzt im Gesundheitsamt und bewies auch in dieser 
Funktion enorme Einsatzbereitschaft zum Wohle des öffentlichen Gesundheitsdienstes.

Dr. med. Hartmut Frey stand dem Landkreis Sonneberg in diesen Jahren in allen medizinischen Belangen über 
das normale Maß zur Verfügung und war überall dort medizinisch im Einsatz, wo er gebraucht wurde. Dies galt 
insbesondere für die enormen Herausforderungen zur Eindämmung der Coronavirus-Pandemie. Bereitwillig und 
mutig unterstützte er in dieser Zeit unser Gesundheitsamt wo und wann immer nötig und zeigte hierbei enorme 

physische und psychische Belastbarkeit.

Dr. med. Hartmut Frey war immer ein Arzt aus Berufung, der sich in höchstem Maße für das Wohl unserer 
Gemeinschaft und für den Gesundheitsschutz unserer Bevölkerung eingesetzt hat.

Unser tiefes Mitgefühl gilt seinen Angehörigen.

Wir werden ihm stets ein ehrendes 
Andenken bewahren.

Robert Sesselmann Jürgen Köpper
Landrat Hauptamtlicher 

Beigeordneter
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Ende Amtlicher Teil

Ausbildung und  
Duales Studium 2025

Der Landkreis Sonneberg beabsichtigt zum Ausbildungs- bzw. Studienbeginn 2025, 
interessierte, aufgeschlossene und zuverlässige junge Menschen für zukunftsorientier-
te und anspruchsvolle Berufe in der Kreisverwaltung auszubilden.

Ausbildungen:

•	 Verwaltungsfachangestellter (m/w/d)
•	 Lebensmittelkontrolleur (m/w/d)

Duale Studiengänge:

•	 Diplom-Verwaltungswirt (FH) (m/w/d)
•	 Bachelor of Arts (B.A.) Soziale Arbeit (m/w/d)
•	 Bachelor of Science (B.Sc.) Verwaltungsinformatik  

mit dem Schwerpunkt E-Government (m/w/d)
•	 Bachelor of Science (B.Sc.) Wirtschaftsinformatik  

mit dem Schwerpunkt Verwaltungsinformatik (m/w/d)

Informationen rund um die angebotenen Ausbildungen und Dualen Studien-
gänge sowie die Bewerbung findest Du auf unserer Homepage unter

www.kreis-sonneberg.de/karriere/
ausbildung-und-studium/

oder über nachfolgenden QR-Code:

Sonneberg, 01.08.2024
Robert Sesselmann
Landrat



	 - 8 -�

	 Amtsblatt des Landkreises Sonneberg�

Fo
to

: E
le

na
 S

ch
w

ei
tz

er
 - 

Fo
to

lia

FroheWeihnachten
Sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger,

ein Jahr voller Herausforderungen nähert sich seinem Ende.
Unser aufrichtiger Dank gilt allen,

die sich tatkräftig für unseren Heimatlandkreis und für seine Menschen eingesetzt haben.

Im Besonderen danken wir all unseren Bürgerinnen und Bürgern,
die sich für unser Allgemeinwohl einbringen

und durch ihr ehrenamtliches Engagement dazu beitragen,
dass unsere Heimat eine lebenswerte Region bleibt.

Gemeinsam wünschen wir Ihnen ein gesegnetes Weihnachtsfest,
erholsame Feiertage sowie ein gesundes, friedvolles und gutes neues Jahr!

Steffen Haupt
Kreistagsvorsitzender

Robert Sesselmann 
Landrat


